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IW-Kurzbericht Nr. 28/2025

Hubertus Bardt / Susanne Seyda / Edgar Schmitz,20.03.2025 

Die deutsche Wirtschaft stagniert seit Jahren. 

Schlechte Rahmenbedingungen und die Frustration 

über die Ampel-Regierung haben zu der geringen In-

vestitionsbereitschaft der Unternehmen beigetragen. 

Die neue Koalition hat jetzt die Chance und die Auf-

gabe, das Investitionsklima spürbar zu verbessern. 

Dazu gehört, dass die konkreten Rahmenbedingungen 

für wirtschaftliche Aktivität zügig und deutlich verbes-

sert werden (Demary et al., 2025; Hüther, 2025).  

Die Gespräche zur Bildung einer neuen Koalition drehen 

sich zunächst insbesondere um Fragen der äußeren Si-

cherheit und der Finanzierung von Verteidigungsauf-

wendungen und Infrastrukturinvestitionen. Darüber 

hinaus muss eine neue Regierung die Aufgabe anneh-

men, den Wirtschaftsstandort Deutschland zu stärken 

und damit die langanhaltende Stagnationsphase zu 

überwinden. Investoren brauchen wieder Vertrauen in 

eine wachstumsorientierte und tatkräftige Bundesre-

gierung. 

Der neue Koalitionsvertrag muss deutlich machen, dass 

die unternehmerischen Problemlagen erkannt und das 

politisch beinflussbare Umfeld kraftvoll verbessert wer-

den. Im Rahmen einer Befragung des IW-Zukunftspa-

nels im Winter 2024/2025 vor der Bundestagswahl wur-

den über 1.000 Unternehmen befragt, was eine neue 

Bundesregierung zur Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen für Unternehmen tun sollte. Gefragt wurde 

nach den jeweils fünf wichtigsten aus elf vorgegebenen 

Themenbereichen.  

Hemmnisse beseitigen  

Bei den Politikfeldern, in denen die befragten Unter-

nehmen den größten Handlungsbedarf sehen, geht es 

um die Beseitigung von bestehenden Hemmnissen. Die 

Unternehmen rufen also nicht in erster Linie nach Un-

terstützung, sondern möchten ihre Arbeit machen kön-

nen. 

Ganz oben auf der Wunschliste steht der Bürokratieab-

bau. Die Mehrheit von 54 Prozent der Unternehmen se-

hen dies als eine der drei wichtigsten Prioritäten für die 

neue Regierung, für gut drei Viertel der Unternehmen 

ist das eine der Top-5-Aufgaben. Die Europäische 

Union, die für einen großen Teil der jüngeren Berichts-

pflichten verantwortlich ist, hat sich bereits klare Ent-

lastungsziele in Höhe von 25 Prozent gesetzt, für Klein-

unternehmen sollen es sogar 35 Prozent sein (Europäi-

sche Kommission, 2025). Deregulierung, also die Schaf-

fung von Freiräumen durch den Abbau der Regelungs-

dichte, folgt mit 47 Prozent unter den Top-3-Anforde-

rungen.  

Kosten senken 

Weniger Belastung wird auch auf finanzieller Ebene ein-

gefordert. Auf den Plätzen 3 bis 5 finden sich Wünsche 

nach Kostensenkungen – bei Energiekosten Lohnne-

benkosten und Unternehmenssteuern.  
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46 Prozent der Unternehmen nennen die Senkung der 

Lohnnebenkosten als eine der drei wichtigsten Prioritä-

ten, die zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit bei-

trägt (Hüther et al., 2025). Auch wenn sie sich Entlas-

tung wünschen, geht es hierbei zunächst einmal um die 

Beitragsstabilisierung angesichts der dynamisch stei-

genden demografischen Belastungen.  

Die Senkung und Vereinfachung der Unternehmensbe-

steuerung wird von 40 Prozent der Unternehmen auf 

den ersten drei Plätzen genannt, von fast zwei Dritteln 

sogar auf den Top-5. Deutschland gehört zu den Län-

dern mit den höchsten Unternehmenssteuern der wich-

tigen Industrieländer. Damit muss jede Investition in 

Deutschland erst einmal einen Renditenachteil ausglei-

chen, um wettbewerbsfähig zu sein. Die hohen Anspan-

nungen im Bundeshaushalt der nächsten Jahre dürfen 

nicht zu Steuererhöhungen und weiteren Belastungen 

für Investitionen führen. Bei den Unternehmenssteuern 

spielt neben der finanziellen Belastung auch die Vielzahl 

an Regelungen eine Rolle. Steuerrechtliche Vereinfa-

chungen können die Unternehmen ebenfalls entlasten. 

Gerade kleine Unternehmen wünschen sich hier Er-

leichterungen. 

Nur knapp dahinter liegt der Wunsch nach niedrigeren 

Energiekosten, die für 37 Prozent prioritär sind. Insbe-

sondere für Industrieunternehmen mit hohem Energie-

verbrauch haben sich die Energiekosten zu einem teil-

weise existenziellen Problem entwickelt. Eine Senkung 

der Energiekosten ist insbesondere für die energiein-

tensiven industriellen Sektoren wie die chemische In-

dustrie und die Metallerzeugung in Deutschland wich-

tig. Für eine erfolgreiche Dekarbonisierung der Indust-

rie bedarf es sowohl kurz- als auch langfristig Verläss-

lichkeit hinsichtlich wettbewerbsfähiger Energiekosten 

für die Industrie. 

Wachstum fördern 

Neben der kostengünstigen Deregulierung sind auch 

ausgabewirksame Politikfelder für unternehmerisches 

Wachstum wichtig. Der weitere Ausbau der Digitalinfra-

struktur ist – jedenfalls im Vergleich zu den anderen 

Rahmenbedingungen – nicht zentral. Nur 16 Prozent 

nennen diese Rahmenbedingung als eines der wichti-

gen Handlungsfelder. Während der digitale Infrastruk-

turausbau auf dem Weg zu sein scheint, steckt die digi-

tale Verwaltung weiterhin in den Kinderschuhen. Hier 
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werden große Effizienz- und Geschwindigkeitspotenzi-

ale der Verwaltung nicht genutzt. 

Die Unternehmen zeigen eindrücklich auf, dass Frei-

räume besonders wichtig sind, damit sie unternehme-

risch handeln können. Sind die Rahmenbedingungen 

gut und verlässlich, dann ist zu erwarten, dass sie aus 

eigener Kraft und mit eigenen Mitteln investieren und 

innovieren. Dies zeigt sich daran, dass nur eine Minder-

heit der Unternehmen eine stärkere direkte Förderung 

der Investitionstätigkeit (18 Prozent) und eine direkte 

Förderung der Innovationstätigkeit (13 Prozent) als 

Top-3-Priorität sieht; bei den Großunternehmen sind es 

noch weniger.   

Im Vergleich zu anderen Themen sehen die Unterneh-

men weniger politischen Handlungsspielraum bei der 

Sicherung von Fachkräften, den Arbeitszeiten oder der 

Absicherung internationaler Handelsrisiken.  

Die Fachkräftesicherung wird nur von 14 Prozent zu den 

Top-3-Maßnahmen genannt. Als wichtigste Maßnahme 

sehen sie nur 3,5 Prozent der Unternehmen. Unter den 

Großunternehmen ist der Wunsch nach Verbesserung 

der Fachkräfteverfügbarkeit ausgeprägter als bei den 

kleinen und mittleren Unternehmen. 

In der Arbeitszeitpolitik und der Handelspolitik liegen 

aus volkswirtschaftlicher Sicht wichtige Hebel zur Wohl-

standssicherung. Für die Unternehmen stehen diese 

Aufgaben aber nicht ganz oben. Ein Grund könnte darin 

liegen, dass die Unternehmen zunächst die Aufgaben 

erledigt sehen wollen, bei denen die Bundesregierung 

einen direkten Einfluss hat. Bei Änderungen der Ar-

beitszeit sind hingegen die Tarifparteien gefordert und 

beim internationalen Handel sind Drittländer beteiligt. 

Für die exportorientierte Industrie hat gerade die Han-

delspolitik aber eine höhere Priorität. Für jedes dritte 

Großunternehmen und jedes fünfte Industrieunterneh-

men zählen internationale Handelsabkommen zu den 

Top-5-Maßnahmen.   

Fazit 

Die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands wird 

durch externe Entwicklungen wie wachsende chinesi-

sche Überkapazitäten, die demografische Schrumpfung 

oder eine aggressive amerikanische Zollpolitik ver-

schlechtert. Vor allem sind aber die heimischen 

Standortbedingungen nicht mehr attraktiv genug für 

die nötigen unternehmerischen Investitionen in 

Deutschland. Eine Stärkung des Standorts ist notwen-

dig, um die Dekarbonisierung zu leisten, die Alterung 

der Bevölkerung auszugleichen, die notwendigen Aus-

gaben in die äußere Sicherheit zu finanzieren und den 

Wohlstand des Landes zu steigern. Eine zentrale Auf-

gabe der neuen Bundesregierung liegt darin, die Inves-

titionsbedingungen in Deutschland zu verbessern. Die 

befragten Unternehmen sehen die Schaffung von Frei-

räumen durch Entbürokratisierung und Deregulierung 

sowie die Entlastung bei Sozialabgaben, Steuern und 

Energiekosten als prioritär an. 

Das IW-Zukunftspanel 

Die Daten basieren auf der Unternehmensumfrage des 

IW-Zukunftspanels Winter/Frühjahr 2025, Welle 50. An 

der Befragung vom 15.01. bis 13.02.2025 haben 1.076 

Geschäftsführerinnen und -führer von Unternehmen 

aus den Branchen der Industrie und der unternehmens-

nahen Dienstleistungen mit mindestens einem Beschäf-

tigten teilgenommen. 

 

Literatur 

Demary, Markus / Hentze, Tobias / Kirchhoff, Jasmina / 

Voigtländer, Michael, 2025, Eine Agenda für mehr pri-

vate Investitionen, IW-Policy Paper, Nr. 2, Köln 

Europäische Kommission, 2025, A Competitiveness 

Compass for the EU, COM(2025) 30 final, Brüssel 

Hüther, Michael, 2025, Eine Agenda für die neue Legis-

laturperiode. Wettbewerbsfähigkeit und Transforma-

tion, IW-Policy Paper, Nr. 1, Köln 

Hüther, Michael / Obst, Thomas / Pimpertz, Jochen, 

2025, Steigende Sozialversicherungsbeiträge belasten 

die Wettbewerbsfähigkeit. Investitionen und Wirt-

schaftswachstum mobilisieren statt belasten, IW-Policy 

Paper, Nr. 3, Köln / Berlin 

IW-Zukunftspanel, 2025, Welle 50, IW-Zukunftspanel - 

Institut der deutschen Wirtschaft (IW) (iwkoeln.de) 

 

https://www.iwkoeln.de/themen/iw-panels/iw-zukunftspanel.html
https://www.iwkoeln.de/themen/iw-panels/iw-zukunftspanel.html

